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Ob Münster, Hamburg, Leipzig, Dresden, Düsseldorf: Seit Beginn der Bombardierungen Gazas gibt
es in Deutschland zahlreiche Proteste. Mancherorts wie in Berlin, Frankfurt am Main oder Hamburg
konnten sogar aufgrund des stetigen Drucks Demonstrations- und Versammlungsverbote
durchbrochen werden. Seit Monaten organisieren Aktivist:innen Aktionen gegen die Vertreibung
und den drohenden Genozid an Gazas Bevölkerung. Kurzum: Es ist das erste Mal seit Jahren, dass es
eine massenhafte Palästinasolidarität gibt, die versucht, sich Gehör zu schaffen – angesichts des
Kräfteverhältnisses und der politischen Lage in Deutschland ein mehr als schweres Anliegen.

Denn die Bundesregierung hat mehr als klargemacht, dass sie kein Interesse hat, das Morden zu
verhindern. Sie ist vielmehr aktive Unterstützerin durch die diversen Waffenlieferungen, die sich
seit Oktober 2023 verzehnfacht haben und hat mit ihrer Enthaltung bei UN-Resolutionen sowie der
Leugnung des Genozids beim Internationalen Gerichtshof deutlich gemacht, dass sie die Angriffe
und Vertreibung der Palästinenser:innen unterstützt. Israels Sicherheit ist deutsche Staatsräson und
anders als in Britannien, den Niederlanden oder Belgien sind die Gewerkschaften nicht in die
Mobilisierungen eingebunden. Prozionistische Positionen, die letzten Endes die Unterdrückung der
Palästinenser:innen legitimieren, sind nicht nur Regierungssache, sondern auch in bedeutenden
Teilen der Arbeiter:innenbewegung und Linken verbreitet.

Was ist das Ziel?

Auch deswegen ist es kein Wunder, dass viele Aktivist:innen müde sind, erschöpft, ausgelaugt. Denn
trotz aller Anstrengungen und Proteste ist es bisher nicht gelungen, den Krieg zu beenden, die
Bombardierungen zu stoppen. Stattdessen werden stetig neue Nachrichten über das Elend und
Leiden von Gazas Bevölkerung in die Social Media Feeds gespült.

Doch es gibt etwas Antreibendes: Es ist unsere Aufgabe, nicht nur für die Menschen zu kämpfen, die
in diesem Moment sterben, sondern auch für jene, die als Nächste dran sein könnten. Denn es gibt
keine Sicherheit für die Bevölkerung in der Westbank. Deswegen müssen wir nicht nur gegen die
Bombardierung Gazas kämpfen, sondern für Palästinenser:innen in der Westbank, den Camps, allen
von Israel besetzen Gebieten. Für uns geht es also um alle, die jetzt vom israelischen Staat ermordet
werden – und alle, die drohen, ermordet und vertrieben zu werden – und für alle, die bereits
vertrieben worden sind. Denn sie haben das Recht zurückzukehren. Es geht uns nicht nur um einen
Waffenstillstand, sondern darum, die Unterdrückung der Palästinenser:innen zu beenden, und dieser
Kampf ist nicht verloren.

In Deutschland ist dieser Weg steinig und schwer. Aber die Anstrengungen der Aktivist:innen in den
vergangenen Monaten haben es geschafft, eine Grundlage zu errichten, auf der man einen Teil des
Kräfteverhältnisses in Deutschland dauerhaft ändern kann – und propalästinensische,
antizionistische Positionen besser in der Linken zu verankern, um so den Kampf weiterzuführen.
Doch wie schaffen wir das konkret?

Was also tun?

Einer der essenziellen Schritte ist es, mehr Leute in die Bewegung hereinzuziehen. Aktivist:innen,
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die innerhalb der Bewegung aktiv sind, wissen, dass das leichter geschrieben ist als getan. Mit
einfacher Überzeugungsarbeit ist es nicht möglich, denn eigentlich sprechen die Zahlen der
getöteten Palästinenser:innen sowie die Geschichte der Besatzung für sich. Doch selten bringen
reine Fakten Menschen zur Einsicht, wie wir am Beispiel des Klimawandels sehr gut wissen. Eines
der Kernprobleme liegt darin, dass es in Deutschland nicht nur eine organisierte mediale Kampagne
gegen die Palästinasolidaritätsproteste gibt, sondern der ganze Konflikt rund um Besatzung und
Krieg aus Perspektive des zionistischen Regimes medial dargestellt wird, kombiniert mit dem
Rechtsruck und der Zunahme des antimuslimischen Rassismus vor allem nach dem 7. Oktober.
Deswegen müssen wir uns fragen, wie wir dies aufbrechen können.

1. Bundesweite Vernetzung und Koordinierung

Um dem Protest mehr Ausdruck zu verleihen, braucht es eine bundesweite Koordinierung.
Gemeinsame Slogans, Forderungen und bundesweite (de)zentrale Aktionstage können zum einen
helfen, die Isolierung an manchen Orten zu durchbrechen, und Mobilisierungen erleichtern. Vor
allem hilft ein kollektiver Auftritt dabei, mehr Menschen außerhalb der Bewegung anzusprechen. Er
verdeutlicht: Wir sind nicht alleine, wir sind Teil einer Bewegung – in Deutschland und international.
Um dies zu ermöglichen, bietet sich eine Strategie- und Aktionskonferenz an, an der sich
Aktivist:innen und Organisationen aus der Bewegung beteiligen können, bei der ein gemeinsamer
Austausch sowie die Planung künftiger, gemeinsamer Aktivitäten stattfindet. Insbesondere das
Datum 14. Mai – der Nakba-Tag – bietet sich an, bundesweit einen kollektiven Massenprotest zu
organisieren. Dabei ist es besonders relevant, Deutschlands Rolle offen herauszustellen. Nicht nur
dass Palästinenser:innen und antizionistische Juden und Jüdinnen mit Repression überzogen werden,
auch die Finanzierung des Völkermordes sowie Lieferung von Waffen sollten angesprochen werden.
Mögliche Forderungen können beispielsweise sein:

Nein zu allen Waffenlieferungen an Israel, Schluss mit allen Rüstungs-, Wirtschafts-
und Geheimdienstkooperationen!

Nein zu weiteren autoritären Einschränkungen der Meinungsfreiheit, des
Versammlungsrechts, des Asyl- und Staatsbürger:innenschaftsrechts! Für die
Aufnahme von Vertriebenen aus Gaza und Unterstützung der medizinischen
Versorgung!

Für ein Ende des Verbots palästinensischer Organisationen und Slogans für Befreiung
und Gleichheit.

2. Aufbau von Basisstrukturen an Schulen, Unis und in Betrieben

Ob in München oder Berlin: In manchen Städten haben sich vor allem an Universitäten bereits
Solidaritätskomitees gebildet. Den Protest an Orte zu bringen, an denen sich Menschen tagtäglich
aufhalten müssen, ist ein zentraler Schritt, wenn man Bewegungen verankern sowie ausweiten will.
Denn es geht darum, die Orte an denen wir sein müssen, zu politisieren und jene zu erreichen, die
unsicher sind oder schlichtweg keine Ahnung haben (wollen), sie in die Konfrontation zu bringen.



Dabei ist wichtig, allgemeine Forderungen der Bewegungen mit solchen vor Ort zu verbinden um so
die Auseinandersetzung greifbarer zu machen für jene, die noch nicht Teil ihrer sind. Konkret kann
das beispielsweise heißen, dass Projekte, die den israelischen Staat unterstützen oder in
Kooperation mit ihm stattfinden, ausgesetzt oder beendet werden; dass einseitige
Solidarisierungsstatements zurückgenommen werden; dass die jeweilige Schule sich dazu
entschließt, Verbote wie das der Kufiya nicht umzusetzen. Es kann auch bedeuten, für konkrete
Forderungen zu kämpfen wie beispielsweise Solidaritätserklärungen gegen Kündigungen, die
Übernahme von Ausstellungen, die gecancelt worden sind, oder die Schaffung neuer Projekte und
offener Solidarisierung mit den Palästinenser:innen.

3. Druck ausüben, Opposition organisieren – die Arbeiter:innenklasse gewinnen

Wie andere Länder zeigen, ist es für wirksame Proteste notwendig, die Gewerkschaften auf unsere
Seite zu ziehen. Ob Belgien oder Italien: Hier haben Arbeiter:innen Waffensendungen blockiert.
Ähnliches wäre beispielsweise möglich, wenn es darum geht, Waffen an Israel zu blockieren und
deren Transport zu stoppen. In Deutschland gestaltet sich das Ganze jedoch nicht einfach. Sowohl
der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) als auch die DGB-Jugend haben sowohl in der
Vergangenheit wie auch jetzt einseitige Stellungnahmen in Solidarität mit dem israelischen Staat –
und somit auch der mörderischen Offensive – verfasst.

Überraschend ist das nicht, schließlich tragen sie auch an anderen Stellen die Politik der Regierung
mit. Abschreiben dürfen wir diese Massenorganisationen deswegen jedoch nicht. Ein
Solidaritätsstreik, organisiert durch diese Verbände, wäre um ein Vielfaches größer und effektiver
als alles, was wir aktuell aus den Aktionen selbst heraus organisieren können. Das heißt: Die
Gewerkschaften in Bewegung zu bringen, klappt nicht, indem man einfache Appelle verfasst, an
ihnen vorbei Proteste organisiert oder die Hoffnung in Bürokrat:innen setzt. Nur im Rahmen einer
politischen Bewegung, die a) die deutschen Gewerkschaften klar auffordert, es ihren
Geschwisterorganisationen in anderen Ländern gleichzutun, und b) aktiv auf die Gliederungen
zugeht und sie versucht, in eine Kampagne mit einzubeziehen, können wir erfolgreich sein. Kleine
Lichtblicke sind hier beispielsweise auch der Offene Brief an den DBG-Jugendbundesausschuss,
unterzeichnet von mehr als 500 Gewerkschaftsmitgliedern, die sich gegen die einseitige
Positionierung stellen. (https://www.change.org/p/offener-brief-den-dgb-bundesjugendausschuss)
Dies kann ein erster Ansatz sein, um weitere Aktivität anzustoßen: Seien es Anträge in
Gewerkschaftsgliederungen selbst, die eine klare Verurteilung der israelischen Offensive benennen,
verbunden mit der Teilnahme an lokalen Protesten. Damit wir die Gewerkschaften und generell die
reformistische Arbeiter:innenbewegung von der Unterstützung der Regierung und für Solidarität mit
Palästina gewinnen können, brauchen wir eine massenhafte Aufklärungskampagne über den
wirklichen Charakter des Krieges gegen die Palästinenser:innen und die imperialistischen
Interessen im Nahen Osten. Nur Lohnabhängige, die die Lügen der Herrschenden durchschauen,
indem wir sie geduldig überzeugen, können für Solidaritätsaktionen und den Aufbau einer
Bewegung gewonnen werden, die in der Arbeiter:innenklasse verankert ist.

Zweifache Aufgabe

Das heißt, für uns als Revolutionär:innen stellen sich zwei Aufgaben. Wenn wir – ähnlich wie in
Britannien – Hunderttausende von Menschen auf die Straße bringen wollen, dann müssen wir mehr
Kräfte integrieren als jene, die es bereits gibt, und existierende Strukturen bündeln. Und so eine
Bewegung ist notwendig, um Repression, Desinformation und der Regierungspolitik etwas
entgegenzustellen. Zum einen geht es also um den Aufbau einer breiten, palästinasolidarischen
Bewegung, an der sich mehr Kräfte beteiligen – vor allem die Organisationen der
Arbeiter:innenklasse.
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Zum anderen müssen wir in solch einer Bewegung für ein revolutionäres, internationalistisches
Programm eintreten. Dabei machen wir unsere Position nicht zur Vorbedingung für alle, die sich am
Aufbau einer Protestbewegung gegen das Morden und die Vertreibung einsetzen wollen, sondern
kämpfen in dieser dafür. Denn Bewegung alleine hilft nicht, wenn man nicht an den entscheidenden
Punkten mit entsprechenden Mitteln Druck ausübt und ziellos vor sich hin demonstriert oder zwar
abstrakt die richtigen Forderungen aufwirft, aber nicht die Massen hinter sich weiß, diese
durchzusetzen.

Unserer Meinung nach kann die Befreiung Palästinas nur möglich sein, wenn wir in den
imperialistischen Ländern die Komplizenschaft mit der israelischen Regierung beenden. Dazu
bräuchte es massenhafte, längere Streikwellen sowie Blockaden gegen die Waffenlieferungen, wie
es in Italien oder Belgien bereits passiert ist. Gleichzeitig braucht es in den Ländern des Nahen
Ostens eine Massenbewegung wie den Arabischen Frühling. Denn die aktuellen Regime haben mehr
als klargemacht, dass ihnen nicht nur der Lebensstandard ihrer eigenen Bevölkerung egal ist,
sondern sie maximal bereit sind, die israelische Regierung in Worten zu kritisieren. Taten sind mehr
als sparsam wie Erdogans oder Assads Praxis zeigen, die weiter Krieg gegen die Kurd:innen und ihre
eigenes Volk führen. Ihnen geht es darum, ihre eigene Stellung zu erhalten. Es bräuchte aber eine
Bewegung, die die Despot:innen aus ihren Ämtern fegt und im Interesse der Arbeiter:innenklasse
handelt. Lasst uns die Anstrengungen der vergangenen Monate nutzen und den Protest
voranbringen! In dem Sinne: Stoppt das Morden, stoppt den Krieg, Intifada bis zum Sieg!


